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1. PLANUNGSGEGENSTAND 

1.1 Anlass, Ziel und Erforderlichkeit 

Anlass und Ziel der Bauleitplanung ist die Schaffung von Baurecht für eine gewerbliche Nutzung 

nach § 8 BauNVO mit Zulässigkeit von Betriebsleiterwohnen östlich der Gemeinde Ilmmünster 

zwischen der Bundesstraße – „Münchner Straße“ - B13 und der Bahnlinie. Das Plangebiet befindet 

sich bauplanungsrechtlich im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. Um den Gewerbetreibenden die 

Möglichkeit zur Neuansiedlung zu bieten, soll die bestehende Fläche überplant werden. Um die 

städtebauliche Ordnung zu sichern und die Erweiterung im Interesse der Gemeinden zu realisieren 

wird ein Bauleitplanverfahren gemäß § 1 Abs. 3 und Abs. 5 BauGB durchgeführt. Dieses ist im 

Regelverfahren nach § 3 und 4 BauGB durchzuführen. Hauptziel der Planung ist es, geeignete 

Gewerbeflächen zur Verfügung stellen, um die Anzahl gewerblicher Betriebe am Ort zu erhöhen 

und damit dem gemeindlichen Ziel der Förderung gewerblicher Ansiedlung Rechnung zu tragen. 
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2. PLANGEBIET 

2.1 Räumliche Lage 

Das Plangebiet befindet sich im Süden des Gemeindegebiets Ilmmünster zwischen der 

Bundesstraße B13 im Westen und der Bahnlinie München-Treuchtlingen im Osten. 

 

Abb.: Übersichtslageplan (Quelle: Google Earth) 

Das Plangebiet umfasst die Grundstücke mit der Fl.-Nr. 1641, 1643/2, 1643/10, 1094/41 und 

Teilflächen der Fl.-Nr. 1641/4 der Gemarkung Ilmmünster. 

Das Plangebiet wird durch folgende Flurstücke begrenzt: 

- im Norden durch die Fl.-Nr. 1158/2 der Gemarkung Ilmmünster 

- im Osten durch die Fl.-Nrn. 1643/8, 1643/9, 1094/41 und 1094/44 der Gemarkung Ilmmünster  

- im Süden durch die Fl.-Nr. 1641/4 der Gemarkung Ilmmünster 

- im Westen durch die Fl.-Nrn. 1128 und 1641/2 der Gemarkung Ilmmünster. 

2.2 Gebiets- und Bestandssituation 

Das Plangebiet ist frei von Bebauung. Es wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. 
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2.3 Erschließungssituation 

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die 

Gemeindestraße „Am Milchwerk“ im Süden des Plangebiets und ist weiterführend nach Westen 

über die „Münchener Straße“ (Bundesstraße B13) an das überregionale Verkehrsnetz sehr gut 

angebunden. Entlang der Bundesstraße Richtung Süden ist die Autobahn A9 über die Auffahrt 

Allershausen in der kurzen Distanz von etwa 10 km erreichbar. Ebenfalls in kurzer Entfernung 

befindet sich der Bahnhof Reichertshausen an der Bahnlinie München-Treuchtlingen. 

2.4 Altlasten 

Hinweise auf Altlasten innerhalb des Plangebiets sind nicht bekannt. 

Dem Bebauungsplan liegt der Bericht zur Baugrund- und Schafstoffuntersuchung vom 19.12.2022 

(NICKOL & PARTNER GmbH) als Anlage bei. Jedoch wurde in der Mischprobe M5 eine 

Arsenbelastung festgestellt. Folgender Hinweis bzw. Empfehlung zum Umgang mit einer 

entsprechenden Schadstoffbelastung wird im Bericht zur Baugrund- und Schafstoffuntersuchung 

vom 19.12.2022 (NICKOL & PARTNER GmbH) wie folgt formuliert: 

„8.3 Bewertung der Ergebnisse/Ergänzende Hinweise 

In Mischprobe MP 5 festgestellte Arsenbelastung 

Die Untersuchung der Mischprobe MP 5 Boden (tertiäre Molassesedimente, Bereich KRB 5 und 6) 

ergab eine Einstufung in die abfallrechtliche Zuordnungsklasse Z 2. 

Da im Bohrgut der KRB 5 und 6 allerdings weder auffüllungstypische Fremdbestandteile, noch 

Hinweise auf nutzungsbedingte Verunreinigungen des Bodens zu erkennen waren, ist die festgestellte 

Arsenbelastung möglicherweise natürlichen Ursprungs. 

Geogene Hintergrundbelastungen mit dem Parameter Arsen sind für die tertiären Ablagerungen im 

Raum Pfaffenhofen-Ilmmünster typisch. Wir empfehlen daher im Vorfeld der Erdarbeiten mit der 

ausführenden Erdbaufirma abzuklären, ob für die Verwertung bzw. Entsorgung des Materials eine 

Einstufung in die Belastungsklasse Z 2 erforderlich, oder auch eine Einstufung in eine entsprechend 

niedrige abfallrechtliche Zuordnungsklasse möglich ist.“ 

Sollten im weiteren Verfahren oder bei Baumaßnahmen Bodenverunreinigungen bekannt werden, 

sind das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt und das Landratsamt Pfaffenhofen a.d. Ilm zu 

informieren. 
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3. ÜBERÖRTLICHE UND ÖRTLICHE PLANUNGEN 

3.1 Landesentwicklungsprogramm 

Gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 01.01.2020), Anhang 2 – Strukturkarte 

ist die Gemeinde Ilmmünster dem allgemein ländlichen Raum zuzuordnen. 

Zu einem der zentralen Grundsätze des LEP gehört, dass flächensparende Siedlungs- und 

Erschließungsformen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet 

werden sollen (vgl. LEP 3.1 (G)1). Ein weiterer Grundsatz des LEP ist die Vermeidung der 

Zersiedelung der Landschaft sowie die Vermeidung der Entstehung einer ungegliederten, 

insbesondere bandartigen Siedlungsstruktur (vgl. LEP, Ziff. 3.3 (G)2). Nach Ziff. 3.3 (Z) ist es ein Ziel 

des LEP, neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 

auszuweisen. 

Diesen Grundsätzen und Zielen des LEP wird vollständig Rechnung getragen, zumal die 

städtebauliche Entwicklung aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan resultiert. Das 

Plangebiet bindet unmittelbar an die nördlich des Plangebiets vorhandene Bebauung an und wird 

durch die Bahnlinie sowie die Bundesstraße – Münchner Straße – B13 begrenzt. Südlich des 

Plangebiets befindet sich ebenfalls eine bereits bestehende Bebauung durch Wohnhäuser. Auch 

die Regierung von Oberbayern, höhere Landesplanungsbehörde hat bereits in zwei 

Stellungnahmen vom 03.03.2014 und 11.07.2014 mitgeteilt, dass das geplante Vorhaben 

grundsätzlich den Erfordernissen der Raumordnung entspricht. Auf erneute Anfrage hat die 

Regierung von Oberbayern mit E-Mail vom 29.08.2022 diese Einschätzung nochmals bestätigt. 

                                                 
1LEP 2020 zu 3.1 (B) lautet auszugsweise: „Der demographische Wandel, hohe Infrastrukturkosten, Anforderungen an die 
Energieeffizienz und der Klimaschutz machen eine nachhaltige Siedlungsentwicklung erforderlich. Diese ist dann gewährleistet, 
wenn sich der Umfang der Siedlungstätigkeit vorwiegend an der Erhaltung und angemessenen Weiterentwicklung der 
gewachsenen Siedlungsstrukturen orientiert. Dabei sind neben ökologischen, ökonomischen und sozialen auch baukulturelle 
Aspekte zu berücksichtigen.“ 
2 LEP 2020 zu 3.3 (B) lautet auszugsweise: „Eine Zersiedelung der Landschaft ist insbesondere gekennzeichnet durch Streubebauun 
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3.2 Regionalplan 

Die Gemeinde Ilmmünster liegt in der Region Ingolstadt (Region 10). 

 

Abb.: Auszug aus dem Regionalplan, Regionalplan Ingolstadt (Region 10), Lage 

Nach dem Regionalplan der Region 10 handelt es sich bei der Gemeinde Ilmmünster um einen Ort 

im ländlichen Teilraum im Umfeld der großen Verdichtungsräume. 

Besondere Funktionen bei der gewerblichen Entwicklung: 

Die Auspendlerquote aus dem Süden der Region in den Verdichtungsraum München liegt mit über 

40 % sehr hoch. Um jedoch die Eigenständigkeit der Region zu stärken und den ländlichen Raum 

aufzuwerten, sollen in der Nähe der BAB München-Ingolstadt Voraussetzungen für zusätzliche 

gewerbliche Flächen geschaffen werden (vgl. Regionalplan AIV (G)). 

Die Gemeinde liegt an der als Entwicklungsachse überregionaler Bedeutung eingestuften 

Verbindung München – Ingolstadt. Durch die günstige Lage an der Bundesstraße B13 (München – 

Ingolstadt), der in kurzer Zeit und Distanz erreichbaren Bundesautobahn A9 (München – Nürnberg, 

Anschlussstellen Schweitenkirchen und Allershausen) sowie der Nähe zum Mittelzentrum 

Pfaffenhofen a.d. Ilm und den Oberzentren Ingolstadt im Norden und München im Süden ist das 

Plangebiet prädestiniert für eine städtebauliche Entwicklung. 
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3.3 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als gewerbliche Baufläche (G) bzw. 

als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO dargestellt. Ziel der vorliegenden Planung ist die 

Schaffung von Baurecht für eine gewerbliche Nutzung, um an geeigneter und vorbelasteter Stelle 

die Ansiedlung von Gewerbe zu ermöglichen. Der Bebauungsplan kann demnach aus dem 

rechtswirksamen Flächennutzungsplan entwickelt werden. 

Damit entspricht der beabsichtigte Bebauungsplan auch dem Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 

Satz 2 BauGB. 

 

Abb.: Auszug rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Ilmmünster 

3.4 Hochwassergefahren 

Das Plangebiet liegt außerhalb von amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebieten sowie 

außerhalb von Hochwassergefahrenflächen HQ100. und Hochwassergefahrenflächen HQextrem. 
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Abb.: Auszug Bayern Atlas Thema „Naturgefahren“ 

 

                        berechnetes Überschwemmungsgebiet bei HQ100 

 

                       festgesetztes Überschwemmungsgebiet 
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Abb.: Auszug Bayern Atlas Thema „Naturgefahren“ 

 

                        berechnetes Überschwemmungsgebiet bei HQextrem 

 

Es ist von keiner konkreten Gefahr durch Hochwasser für Personen und Gebäude auszugehen. 

Dennoch hat sich die Gemeinde mit vorbeugenden Maßnahmen zum Schutz gegen Hochwasser 

auseinanderzusetzen, da es, obwohl sich das Plangebiet außerhalb von 

Hochwassergefahrenflächen befindet, bei extremen Regenfällen auch weiter außerhalb dieser 

Flächen zu Hochwasser kommen kann. 

3.5 Benachbarte Bebauungspläne 

In direkter Nähe befinden sich keine Bebauungspläne. Die nächstgelegenen sind die 

Bebauungspläne Nr. 25 „Gewerbepark am Milchwerk“ im Süden und Nr. 5 „Am Sportplatz“ im 

Norden. 
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3.6 Planungsentscheidung/Planungsalternativen 

Planungsalternativen und die Verfügbarkeit von bereits bestehenden Gewerbeflächen in den 

Gemeinden wurden betrachtet und geprüft. Die Prüfung hat ergeben, dass keine geeigneten 

Gewerbegebietsflächen verfügbar sind. Auch der gültige Flächennutzungsplan beinhaltet darüber 

hinaus keine zusätzlichen Gewerbeflächen. 

In diesem Zusammenhang sei auf die Angaben des Deutschen Industrie- und Handelskammertages 

DIHK verwiesen, dass zunehmend Flächen für das Gewerbe fehlen und Unternehmen in deren 

Ansiedlung oder Expansion durch fehlende Gewerbeflächen gebremst werden. Durch vorliegende 

Planung kann dieser Nachfrage angemessen nachgekommen werden. Zumal sich die Fläche in 

einem gut angebundenen und vorgestörten Bereich befindet, der sich ausgesprochen gut für eine 

gewerbliche Entwicklung eignet. 

4. GRUNDSÄTZE DER ENERGIEEFFIZIENTEN UND NACHHALTIGEN SIEDLUNGSENTWICKLUNG 

Klimaschutz spielt eine zunehmende Rolle in der Siedlungsentwicklung 

(siehe § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB). Demnach sollen Bauleitpläne in Verantwortung für den 

allgemeinen Klimaschutz dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die 

natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. 

Erneuerbare Energien 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind etwa nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Nutzung 

erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie zu berücksichtigen. 

Anlagen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie sind deshalb allgemein zulässig und mit einer 

Mindestbelegung festgesetzt, um den Einsatz erneuerbarer Energien zu ermöglichen. 

Umweltschutz 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Umweltschutzes, einschließlich 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Nr. 7 BauGB berücksichtigt. Dem 

Bebauungsplan ist als gesonderter Teil der Begründung ein Umweltbericht vom 05.12.2023 

(Landschaftsarchitekt Norbert Einödshofer) beigefügt. Dort werden die Auswirkungen der Planung 

dargestellt und zusammengefasst. 
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5. ERSCHLIESSUNGSKONZEPT 

5.1 Verkehrskonzept 

5.1.1 Öffentlicher Personennahverkehr 

Es besteht eine Zuganbindung der Bahnlinie München-Treuchtlingen über den Bahnhof 

Reichertshausen im Süden des Plangebiets. Dieser ist fußläufig über die Gemeindestraße „Am 

Milchwerk“ und weiterführend über die Münchener Straße erreichbar. 

Zudem besteht eine Busanbindung über die Linie 9202 Pfaffenhofen – Reichertshausen – 

Petershausen der RBA (Regionalbus Augsburg GmbH). Die nächstgelegene Haltestelle befindet sich 

am Bahnhof Reichertshausen. Diese ist, wie auch die Zuganbindung, fußläufig erreichbar. 

5.1.2 Motorisierter Individualverkehr 

Die Erschließung des Plangebiets für den motorisierten Individualverkehr wurde bereits in 

Punkt 2.3. Erschließungssituation dargelegt. 

5.1.3 Fuß- und Radwege 

Das Plangebiet ist in das Fuß- und Radwegenetz der Gemeinde und weiterführend an das Netz der 

Stadt Pfaffenhofen a.d. Ilm eingebunden. Die Verbindung führt über die Erschließungsstraße „Am 

Milchwerk“ im Süden zur Münchener Straße (B13) zum dort gelegenen Fuß- und Radweg. Von dort 

gelangt man Richtung Norden entlang der Bundestraße B13 über die Gemeinde Hettenshausen in 

die Stadt Pfaffenhofen a.d. Ilm. Richtung Süden gelangt man in die Gemeinde Reichertshausen und 

weiter in die umliegenden Orte. 

5.1.4 Ruhender Verkehr 

Im Plangebiet sind Stellplätze allgemein zulässig. Die genaue Anzahl der erforderlichen Stellplätze 

ist im Baugenehmigungsverfahren zu ermitteln und entsprechend im Plangebiet nachzuweisen. 

5.2 Schmutz- und Niederschlagswasserableitung/-versickerung 

Schmutzwasserableitung 

Anfallendes häusliches und gewerbliches Schmutzwasser wird über neu zu errichtende 

Schmutzwasserkanäle im Plangebiet gesammelt und durch den Ausbau und Anschluss an die 

bereits vorhandene Abwasserkanalisation der Gemeinde Ilmmünster zugeleitet. Der vorhandene 

Kanal befindet sich im parallel zur Bundestraße B13 verlaufenden Geh- und Radweg und endet 

derzeit auf Höhe der bestehenden Wohnbebauung im Norden. 

Niederschlagswasserableitung 

Dem Bebauungsplan ist als Anlage der Bericht zur Baugrund- und Schadstoffuntersuchung vom 
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19.12.2022 (NICKOL & PARTNER GmbH) beigefügt. Die Untersuchungen kommen zum Ergebnis, 

dass eine Versickerung von Niederschlagswasser im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. 

Auszug Bericht zur Baugrund- und Schadstoffuntersuchung vom 19.12.2022 

(NICKOL & PARTNER GmbH): 

„7. Versickerung von Niederschlagswasser 

Aufgrund der im oberflächennahen Untergrund festgestellten, teils schluffig-tonigen Deckschichten 

wird empfohlen, Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser (Dachentwässerung sowie 

Niederschlagsentwässerung aus versiegelten und teilversiegelten Flächen) nach Möglichkeit in die 

versickerungsfähigen tertiären Sand/Kies-Sande der Baugrundschichten 2b, 3a und 3b einzubinden. 

Als Bemessungs-kf wird auf Grundlage der vorliegenden Untersuchungsergebnisse empfohlen, 

hierbei einen Wert von kf = 1,4 * 10-5 m/s anzusetzen. 

Sollen z.B. im Grünstreifen an der B 13 straßenparallele Sickermulden hergestellt werden, so 

empfehlen wir aufgrund des hier festgestellten, teils rel. feinkörnigen Bodenmaterials (siehe insbes. 

Bohrprofil KRB 4), ergänzend möglichst großzügig dimensionierte Rollkiespackungen einzubringen, 

um ein zusätzliches Retentionsvolumen zu schaffen. Alternativ kann eine Anbindung an bereits 

vorhandene Entwässerungsgräben, Regenwasserkanäle o. dgl. im Bereich der B 13 geprüft werden. 

Gem. DWA-Arbeitsblatt A 138, Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 

Niederschlagswasser [7] ist zwischen Unterkante Versickerungsanlage und MHGW (Mittlerer 

Höchstgrundwasserstand) ein Abstand von mindestens 1,0 m einzuhalten, um eine ausreichende 

Sickerstrecke zu gewährleisten. 

Als MHGW empfehlen wir bei der weiteren Planung einen Wert von ca. 441,0 m NHN anzusetzen, siehe 

hierzu Angaben in Kap. 3.3. 

Eine Versickerung durch aufgefüllte Bodenschichten ist gem. DWA-A 138 nur dann zulässig, wenn die 

Auffüllung nachweislich keine Schadstoffbelastungen aufweist.“ 

Ein Entwässerungskonzept zur geordneten Niederschlagswasserbeseitigung ist im Zuge der 

Bauantragsstellung zu erstellen. Das anfallende Niederschlagswasser ist dabei vorrangig auf den 

Grundstücken selbst zu versickern. Bei der Versickerung von Niederschlagswasser auf den 

Grundstücken ist folgendes zu beachten: 

Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die 

Anforderungen der "Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem 

Niederschlagswasser" (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung-NWFreiV), die hierzu 

eingeführten Technischen Regeln (Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 
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Niederschlagswasser in das Grundwasser, TRENGW) und das Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau 

u. Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser), in den jeweils aktuellen 

Versionen zu beachten. Es wird darauf hingewiesen, dass eine erlaubnisfreie Versickerung primär 

eine flächenhafte Versickerung voraussetzt. 

Ist die NWFreiV nicht anwendbar, so ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist so 

rechtzeitig beim Landratsamt zu beantragen, dass vor Einleitungsbeginn das wasserrechtliche 

Verfahren durchgeführt werden kann. Bei der Planung ist das Arbeitsblatt DWA-A 138, in der jeweils 

aktuellen Version, zu berücksichtigen. 

Sollte eine Versickerung nachweislich nicht möglich sein, so ist zu überprüfen unter welchen 

Voraussetzungen das anfallende Niederschlagswasser in das öffentliche Kanalnetz eingeleitet 

werden kann. 

Nützliche Hinweise zum Umgang mit Regenwasser sind im Internetangebot des Bay. Landesamtes 

für Umwelt (LfU) zu finden. 

Somit kann geprüft werden, ob eine Einleitung das Grundwasser erlaubnisfrei ist und welche 

technischen Vorgaben im Einzelfall einzuhalten sind. 
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5.3 Technische Infrastruktur 

Die Versorgung mit Trinkwasser, Strom und Telekommunikation ist durch den Ausbau bzw. 

Anschluss an die bereits vorhandenen Erschließungsanlagen gesichert.  

Die erforderliche Verlegung von Kabeln, Telekommunikationsleitungen und jeglichen anderen 

Versorgungsleitungen muss unterirdisch erfolgen. Eine oberirdische Verlegung wäre in 

städtebaulicher Hinsicht mit dem gewünschten Ortsbild nicht verträglich. Die bestehende 

oberirdische Leitung (Strom) ist vom Versorgungsnetzbetreiber und auf dessen Kosten in den 

Untergrund zu verlegen. 

Über die öffentliche Wasserversorgung kann nach aktuellem Stand eine Löschwassermenge von 

ca. 37 m³/h zur Verfügung gestellt werden. Der konkrete Löschwasserbedarf ist gemäß dem 

Merkblatt DVGW Merkblatt W 405 im Rahmen der Einzelgenehmigung zu ermitteln. Reicht die 

öffentliche Wasserversorgung zur Deckung der erforderlichen Löschwassermenge nicht aus, ist die 

Deckung des Löschwasserbedarfs durch geeignete Maßnahmen (z. B. Löschwasserbehälter) vom 

Bauwerber im Rahmen der Einzelgenehmigung nachzuweisen und selbst herzustellen. 

6. PLANUNGSKONZEPT 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO ausgewiesen. Gewerbegebiete dienen 

vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Zulässig sind 

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

- Tankstellen, 

- Anlagen für sportliche Zwecke. 

Den Gewerbetreibenden soll die Möglichkeit eröffnet werden, Wohnungen für Aufsicht- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 

zugeordnet werden und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse unterordnet sind, zu 

realisieren. Deshalb ist die Ausnahme gemäß § 8 Abs. 3 Nr. BauNVO Bestandteil des 

Bebauungsplans. Um die Untergeordnetheit gegenüber der Betriebsfläche zu sichern, sind 

maximal 45% der Nutzungsfläche gemäß DIN 277-1 als Wohnfläche zulässig. 

Einzelhandelsbetriebe sind im Plangebiet begrenzt zulässig, wenn die Verkaufsfläche nur einen 

untergeordneten Teil der Betriebsflächen einnimmt. Maximal 45% der betrieblichen 

Nutzungsfläche gemäß DIN 277-1 ist als Verkaufsfläche zulässig. Die gesamte Verkaufsfläche und 

maximale Anzahl an Einzelhandelsbetriebe im Plangebiet wird auf eine maximale Flächengröße 
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und maximale Anzahl begrenzt.  

Die Begrenzung des Einzelhandels dient der Steuerung der Gemeindeentwicklung und 

Bodennutzung und damit dem Schutz der gemeindlichen Umwelt. Dadurch wird einer möglichen 

Einzelhandelsagglomeration entgegengewirkt und die Anpassungspflicht gemäß § 1 Abs. 4 BauGB 

beachtet. Zudem stellt eine räumliche und sachliche Berücksichtigung zur Entwicklung, Ordnung 

und Sicherung des Raums ein verbindliches Ziel der Raumordnung (Konzentrations- und 

Kongruenzgebot gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG) dar und wird damit berücksichtigt 

6.2 Maß der baulichen Nutzung und überbaubare Grundstücksflächen 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die maximal zulässige 

Traufhöhe festgesetzt. 

Die zulässige Traufhöhe als Höchstmaß wurde aus Gründen der Bestimmtheit jeweils als Höhe 

über Normalhöhennull festgesetzt. Es ergeben sich damit Traufhöhen zum geplanten Gelände von 

ca. 10 m im Mittel. 

Es wird die Einhaltung der gesetzlichen Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO angeordnet. 

Aufgrund der Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO) ergibt sich eine Tiefe 

der Abstandsflächen von 0,2 H, mindestens 3 m. Um die nördlich an das Plangebiet angrenzende 

Wohnbebauung zu schützen, wird im Bereich der nördlichen Grenze der Fl.-Nr. 1158/2 der 

Gemarkung Ilmmünster eine gesonderte Abstandsflächenregelung getroffen. Demnach ist zum 

Grundstück mit der Fl.-Nr. 1158/2 der Gemarkung Ilmmünster eine Abstandsfläche von 1 H, 

mindestens 3 m einzuhalten. 
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Abb.: Übersicht Schnittführung Geländeschnitte 
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Abb.: Geländeschnitt 1 - 1 

Abb.: Geländeschnitt 2 - 2 
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Abb.: Geländeschnitt 3 - 3 

Abb.: Geländeschnitt 4 – 4 
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6.3 Bauliche Gestaltung 

Fassadenmaterialien und -anstriche in greller, hochglänzender oder stark reflektierender 

Ausführung sind nicht zugelassen, um den Baukörpern keine zusätzliche Dominanz zu verleihen. 

Im Interesse des Ortsbildes sind zudem Baukörper mit einer Länge von mehr als 50 m vertikal zu 

gliedern. Ab einer Gebäudelänge von 50 m und einer Fassadenansicht von 10 m ist außerdem eine 

horizontale Gliederung zwingend erforderlich. Zur Gliederung können gestalterische Elemente wie 

abgesetzte Treppenhäuser, Lichtbänder oder auch mehrfarbige Fassadengestaltungen zum 

Einsatz kommen. Glasfassaden sind ausdrücklich hiervon ausgenommen, um gerade im Hinblick 

auf fassadengebundene Nutzung solarer Strahlungsenergie keine Hemmnisse aufzuerlegen sowie 

die Errichtung von erforderlichen Gewächshäusern zu ermöglichen. Anlagen zur Gewinnung 

solarer Strahlungsenergie sind allgemein zulässig und mit einer mit einer Mindestbelegung von 

50% der Dachfläche festgesetzt, um den Einsatz erneuerbarer Energien zu ermöglichen. 

Es sind Flachdächer bis 6° Dachneigung und Satteldächer bis 25° Dachneigung ohne Dachgauben 

zulässig. Die flache Dachgestaltung verhindert eine zusätzliche Dominanz der zukünftigen 

Bebauung und bietet positive Voraussetzung zur Anbringung von Anlagen zur Energieerzeugung. 

Zusätzlich sind Flachdächer ausschließlich in einer begrünten Dachdeckung zugelassen und die 

Dachdeckung von Satteldächern wird beschränkt auf Ziegel- und Metalldeckungen in naturrot 

oder hellgrau. Stark reflektierende Materialien sind nicht zugelassen. Begrünte Dächer verringern 

den Eingriff in die Schutzgüter Boden und Wasser. Durch den Wasserrückhalt durch die 

Substratschicht kann der Abflussbeiwert der Dächer signifikant reduziert werden. Bei der Planung 

und Errichtung von Gründächern wird die Verwendung von regionaltypischem und niedrig 

wüchsigem Saatgut empfohlen. Dächer mit solchem Saatgut haben ein deutlich höheres Potenzial 

die Anforderungen heimischen Arten zu erfüllen, als andere Varianten. Sie können beispielsweise 

für bestimmte Insektenarten als Ersatzlebensraum oder als sogenanntes „Trittsteinbiotopen“ 

dienen. Die Schaffung solcher Ersatzstrukturen wird dringend benötigt, da die Biomasse 

heimischer Insekten in den letzten 30 Jahren um etwa 80% zurückgegangen ist. Von dieser 

Entwicklung sind nicht nur die Insekten selbst betroffen, sondern indirekt auch alle anderen Arten, 

die von ihnen abhängig sind wie beispielsweise unsere Vögel: Viele der heimischen Vogelarten sind 

auf Insekten als Nahrungsgrundlage für sich und ihren Nachwuchs angewiesen. 

Um zu massive Dachaufbauten zu vermeiden, wurden diese in ihrer Höhe beschränkt und müssen 

um deren Höhe von der Dachaußenkante zurücktreten. 

Aufgrund der Nähe zur Bahnlinie im Osten und der Bundesstraße im Westen sind ausreichend hohe 

Einfriedungen im Plangebiet unabdingbar. Deshalb sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,2 m 
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zulässig. Um jedoch zu gewährleisten, dass Kleintiere durch die Einfriedung nicht beeinträchtigt 

werden, muss die Zaununterkante mindestens 15 cm über dem Boden liegen. Um keine störende 

Außenwirkung zu generieren – vor allem in Hinblick auf die angrenzenden Waldflächen und der 

Einsehbarkeit von der Bahnlinie – sind grelle und leuchtende Farben ausgeschlossen. Zaunanlagen 

entlang der Grundstücksgrenze zur Bahnlinie München – Treuchtlingen im Osten und der 

angrenzenden Bundesstraße im Westen sind ohne Tür und Tor zu errichten. Ebenso sind 

unmittelbare Zugänge oder Zufahrten von den Grundstücken zur Bahnlinie nicht zulässig. 

Abgrabungen und Auffüllungen sind bis maximal 3 m vom natürlichen Gelände zulässig. 

Böschungen dürfen maximal mit einem Verhältnis von Böschungshöhe zu -länge von 1:2 

ausgeführt werden und müssen einen Abstand von mindestens 1 m zur Grundstücksgrenze 

aufweisen. Stützwände sind bis zu einer Ansichtsfläche von 2 m zulässig. Ab einer sichtbaren Höhe 

von 1,0 m sind Stützmauern zu begrünen. 

6.4 Stellplätze 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Ilmmünster in der jeweils zum Zeitpunkt der 

Antragstellung geltenden Fassung. Die genaue Anzahl der Stellplätze ist im 

Baugenehmigungsverfahren zu ermitteln und entsprechend nachzuweisen. 

6.5 Anbauverbotszone 

Das Plangebiet grenzt im Westen unmittelbar an die Bundestraße B13 an. In Abstimmung mit dem 

staatlichen Bauamt Ingolstadt wird die Anbauverbotszone entlang der Bundesstraße gem. 

§ 9 Abs. 1 i.V.m. Abs. 7 FStrG von 20 m auf 15,0 m, gemessen ab dem äußeren Rand der befestigten 

Fahrbahn, reduziert. Für die Errichtung von Verkehrsflächen und nicht überdachte Stellplätze 

sowie für Bäume und Strauchpflanzungen wurden ebenso Abstände abgestimmt und als 

Festsetzung aufgenommen. So müssen Verkehrsflächen und nicht überdachte Stellplätze 

innerhalb der Anbauverbotszone einen Abstand von mindestens 10,0 m und Bäume und 

Strauchpflanzungen innerhalb der Anbauverbotszone einen Abstand von mindestens 7,5 m zum 

äußeren Rand der befestigten Fahrbahn einhalten. Diese Festsetzungen wurden auch 

entsprechend in der Planzeichnung und den Festsetzungen durch Planzeichen berücksichtigt. 

6.6 Werbeanlagen 

Den Gewerbetreibenden soll die Möglichkeit eröffnet werden, durch geeignete Beschilderung auf 

ihre Lage im Gewerbegebiet hinzuweisen ohne eine Beunruhigung des Gebiets durch viele und 

unterschiedliche Werbeanlagen hervorzurufen. 
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Deshalb sind Hinweisschilder der einzelnen Betriebe im Plangebiet an einem gemäß Festsetzung 

durch Planzeichen positionierten Sammelständer gemeinsam anzubringen. 

Aus gleichem Grund sollen Werbeanlagen im Dachbereich der Gebäude vermieden werden. 

Werbeanlagen dürfen deshalb die Traufhöhe des jeweiligen Gebäudes nicht überschreiten. 

Die Gesamtgröße (Flächenmaß) der Werbeanlagen darf 10 % der Wandfläche der jeweiligen 

Gebäudeseite und eine Einzelgröße von 8 % je Werbeanlage nicht überschreiten. Je Gebäudeseite 

sind maximal fünf Werbeanlagen zulässig. Damit wird die Werbefläche auf ein gestalterisch 

vertretbares Maß reduziert und gibt andererseits den Gewerbetreibenden ausreichend Freiraum, 

um auf Ihren Betrieb aufmerksam zu machen. Fahnen und Werbeanlagen an Einfriedungen sind 

unzulässig. Zudem sind beleuchtete Werbeanlagen gleichmäßig auszuleuchten. Blinkende sowie 

unruhig wirkende Werbeanlagen sind unzulässig.  

7. GRÜNORDNUNGSKONZEPT 

7.1 Grundlagen 

Der Grünordnungsplan setzt die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege um (vgl. Art. 4 Abs. 2 BayNatSchG). 

Er beinhaltet Aussagen über den vorhandenen Zustand von Natur und Landschaft und seine 

Bewertung, sowie den angestrebten Zustand und die dafür erforderlichen Maßnahmen. 

7.2 Bestandsaufnahme und -bewertung 

Im Hinblick auf die Bestandsaufnahme und -bewertung wird im Einzelnen insbesondere auf 

folgende Ausführungen des Umweltberichtes verwiesen: 

 Schutzgut „Lebensräume für Tiere und Pflanzen“: vgl. Pkt. 1.5.1 des Umweltberichtes  

 Schutzgut „Biologische Vielfalt“: vgl. Pkt. 1.5.2 des Umweltberichtes 

 Schutzgut „Boden“: vgl. Pkt. 1.5.3 des Umweltberichtes  

 Schutzgut „Fläche“: vgl. Pkt. 1.5.4 des Umweltberichtes  

 Schutzgut „Wasser“: vgl. Pkt. 1.5.5 des Umweltberichtes  

 Schutzgut „Klima/Luft“: vgl. Pkt. 1.5.6 des Umweltberichtes 

 Schutzgut „Mensch und Gesundheit“: vgl. Pkt. 1.5.7 des Umweltberichtes  

 Schutzgut „Landschaftsbild“: vgl. Pkt. 1.5.8 des Umweltberichtes 

 Schutzgut „Kultur- und sonstige Sachgüter“: vgl. Pkt. 1.5.9 des Umweltberichtes 
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7.3 Planerische Maßnahmen zur Grünordnung 

7.3.1 Grundlagen und Entwicklungsziele 

Die im Folgenden beschriebenen planerischen Maßnahmen bauen auf den Erkenntnissen der 

Bestandsaufnahme und -bewertung auf. 

Da sich das Plangebiet außerhalb landschaftlicher Vorbehaltsgebiete befindet, sind in dieser 

Hinsicht keine besonderen Anforderungen zu beachten. 

Auf die besonderen Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Arten- und 

Biotopschutz, Boden und Wasserhaushaltsfunktion, Landschaftsbild, naturbezogene Erholung) 

wird mit folgenden planerischen Maßnahmen reagiert: 

 Schaffung wirksamer grünordnerischer Strukturen zur Sicherung und Gestaltung einer 

menschenwürdigen Umwelt sowie zum Schutz und zur Entwicklung der natürlichen 

Lebensgrundlagen 

 Erhalt, Entwicklung, Neuschaffung und Vernetzung von Lebensräumen 

 Erhalt der kleinklimatischen Verhältnisse (Freihaltung von Kalt- und Frischluftbahnen, 

Schaffung von begrünten (bepflanzten) Flächen mit kleinklimatisch wirksamen Strukturen) 

 Eingliederung der baulichen Strukturen in das Orts- und Landschaftsbild (Gestaltung der 

Freiflächen, Ein- und Durchgrünung des Plangebietes) 

7.3.2 vorhandene Gehölzbestände 

Am südöstlichen Rand des Plangebiets besteht eine ca. 20 m lange, asphaltierte Zufahrt, die 

hohlwegartig ausgebildet ist. 

Westlich davon ist Gehölzbestand vorhanden: 

 2 Weiden (Salix spp.), mehrstämmig, Ø ca. 8-10 m, Höhe ca. 8-10 m 

 1 Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus), Ø ca. 15 m, Höhe ca. 15 m 

 1 Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus), Ø ca. 3 m, Höhe ca. 5 m 

 1 Apfelbaum (Malus spp.), Ø ca. 8 m, Höhe ca. 5 m 

In den Böschungsbereichen westlich der o.g. Zufahrt und am südlichen Rand des Plangebietes sind 

zusätzlich geschlossene Gehölzbereiche vorhanden, bestehend aus Sämlingen vorn Berg- und 

Spitz-Ahorn (Höhen bis ca. 5 m), bzw. Föhren, Weißdorn und Berg-Ahorn (Höhen bis ca. 5-6 m). 

Zur Herstellung der erforderlichen Baugebietszufahrt in diesem Bereich wird davon ausgegangen, 

dass die o.g. Gehölzbestände zu beseitigen sind (v.a. aufgrund der erforderlichen 
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Geländeanpassungen) und sind daher als entsprechender Hinweis durch Planzeichen im 

Bebauungsplan enthalten. 

Entlang des östlichen Rand des Plangebietes, aber außerhalb des Geltungsbereiches, ist lückiger 

Gehölzbestand aus Weiden- und Pappelsämlingen in junger Ausprägung vorhanden.  

Am nordöstlichen Rand des Plangebietes, ebenfalls außerhalb des Geltungsbereiches ist die 

vorhandene Böschung zur Bahnlinie mit einer Feldhecke / Feldgehölz bestanden, bestehend aus 

Berg-Ahorn, Feld-Ahorn, Vogel-Kirsche, Trauben-Kirsche, Weiden, Haselnuss, Schwarzer Holunder, 

Schlehdorn und Hartriegel, am südlichen Ende in lückigeren Bereichen Brombeere (Höhe im 

nördlichen Bereich bis ca. 10 m, im südlichen Bereich ca. 3-4 m). Diese Gehölzbestände sind 

ebenfalls als Hinweis durch Planzeichen im Bebauungsplan enthalten. 

7.3.3 Straßenraumbegrünung, Ein- und Durchgrünung des Baugebietes 

Zur Eingrünung des Baugebietes wurde entlang dem westlichen, nördlichen und nordöstlichen 

Rand des Plangebietes eine entsprechende „Private Grundstücksfläche zur Eingrünung des 

Plangebietes“ festgesetzt, die z.T. mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen ist, bzw. auf den 

verbleibenden Flächen flächig zu begrünen ist. 

Am westlichen Rand des Plangebietes entlang der Bundesstraße B13 ist eine Baumreihe mit 

heimischen Laubbäumen festgesetzt, die in unregelmäßigen Abständen geplant ist, um einen 

möglichst naturnahen Charakter zu erzielen. Ergänzend dazu ist eine begleitende, naturnahe 

Strauchpflanzung festgesetzt. Neben der Eingrünung dient die Strauchpflanzung auch dazu, eine 

Blendwirkung in Richtung B13 zu vermeiden, da die geplante Erschließungsstraße in relativ 

geringem Abstand parallel zur B13 verläuft. 

Der Abstand der geplanten Bäume, sowie der Strauchpflanzung beträgt entsprechend der Vorgabe 

des staatlichen Bauamts Ingolstadt mindestens 7,5 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 

der B13. 

Hinsichtlich des Standortes der zu pflanzenden Bäume und Strauchhecken wurde die Festsetzung 

getroffen, dass vom dargestellten Standort um bis zu 10 m abgewichen werden darf. Damit wird 

ermöglicht, dass im Zuge der folgenden Objektplanung noch flexibel reagiert werden kann. 

Entlang dem nördlichen Rand des Plangebietes ist zur Eingrünung ebenfalls eine freiwachsende 

Strauchpflanzung festgesetzt. Da in nördlicher Richtung ein vorhandenes Wohnhaus anschließt, 

wurde in diesem Bereich auf die Anpflanzung von Bäumen verzichtet, um eine Beeinträchtigung 

des angrenzenden Hausgartens durch übermäßigen Schattenwurf zu vermeiden.  
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Entlang dem östlichen Rand des Plangebietes (entlang der bestehenden Bahnlinie) wurde auf 

jegliche Bepflanzung verzichtet. Dies entspricht der Vorgabe der "speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)" (Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, 91154 Roth, vom 

September 2022), Vermeidungsmaßnahme V3. In diesem Bereich befindet sich ein Lebensraum der 

Zauneidechse, so dass mit dem Verzicht einer Bepflanzung für eine ausreichende Besonnung 

dieses überwiegend westexponierten Lebensraumes entlang des Bahndamms (Fl.-Nr. 1094/44 

Gemarkung Ilmmünster) gesorgt wird. 

Am südlichen Rand des Plangebiets, im Bereich der geplanten Baugebietszufahrt, ist die 

Anpflanzung von vier heimischen Laubbäumen vorgesehen, um das Entrée zum Baugebiet 

entsprechend zu begrünen. 

Zur weiteren Durchgrünung des Plangebietes wurde auf die zeichnerische Festsetzung von 

Baumpflanzungen verzichtet, um eine weitestmögliche Gestaltungsfreiheit auf den 

Baugrundstücken zu erhalten. Ergänzend wurde jedoch eine Festsetzung durch Text 

aufgenommen (vgl. Festsetzung D.9.5), die je 750 m² Gewerbegebietsfläche mindestens einen 

weiteren Baum vorsieht. 

7.3.4 Artenauswahl 

Die Artenauswahl wurde dahingehend differenziert, dass am westlichen und südlichen Rand des 

Plangebietes ausschließlich heimische und standortgerechte Laubbäume 1. oder 2. Wuchsordnung 

(also große bis mittelgroße Bäume) zu verwenden sind, um eine landschaftstypische Eingrünung 

zu erzielen.  

Im Inneren des Plangebietes, wo aufgrund der entstehenden befestigten Flächen Sonderstandorte 

zu erwarten sind (z.B. im Bereich von Stellplätzen und befestigten Flächen mit großer 

Hitzerückstrahlung etc.), wird zusätzlich die Verwendung nichtheimischer Laubbäume ermöglicht, 

die gegenüber diesen besonderen Standortbedingungen eine höhere Toleranz aufweisen (sog. 

„Klimabäume“). Damit wird v.a. den besonderen Anforderungen des Klimawandels Rechnung 

getragen und ein möglichst langfristiger Erhalt dieser Bäume angestrebt. 

Für die festgesetzten Strauchpflanzungen erfolgt neben der Artenauswahl aus heimischen, 

standortgerechten Gehölzen zusätzlich die Festsetzung, dass hier ausschließlich Pflanzmaterial 

autochthoner Herkunft zu verwenden ist, um der gesetzlichen Vorgabe zu folgen und damit einen 

Beitrag zum Erhalt der Genvielfalt zu leisten. 

7.4 Umweltbericht 

Ein Umweltbericht ist als gesonderter Teil der Begründung beigefügt. 
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7.5 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung/ Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 

Die Abhandlung der Eingriffsregelung erfolgt unter Punkt 2 des Umweltberichtes 

7.6 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung – saP 

Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange ist im Rahmen einer „speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung“ zu klären, ob Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 

i.V.m. der EU-Vogelschutzrichtlinie und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie erfüllt werden. 

Hierzu wurden entsprechende Untersuchungen durchgeführt (siehe Anlage „spezielle 

artenschutzrechtliche Prüfung (saP)“, Büro ÖFA Ökologie Fauna Artenschutz, 91154 Roth, vom 

September 2022 mit Anpassungen im Mai 2023).  

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden als Festsetzungen und Hinweis durch Text in die 

Bebauungsplanunterlagen eingearbeitet (erforderliche Maßnahmen zur Vermeidung und zur 

Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität, sowie aus naturschutzfachlicher und 

tierschutzrechtlicher Sicht empfohlene Maßnahmen). 

8. Schallschutz 

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei Aufstellung und Änderung von Bebauungsplänen insbesondere die 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 

Die Gemeinde Ilmmünster hat deshalb die Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Altomünster, damit 

beauftragt, die Lärm- und Erschütterungsimmissionen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

sachverständig zu untersuchen. 

Unter Berücksichtigung des Urteils 4 BN 45.18 des BVerG vom 07.03.2019 ist in diesem Fall eine 

gebietsübergreifende Gliederung des Bebauungsplanes erforderlich, da wegen der MI-Bebauung in 

unmittelbarer Nachbarschaft eine uneingeschränkte Kontingentfläche im Plangebiet selbst nicht 

realisierbar war. Voraussetzung für eine gebietsübergreifende Gliederung nach § 1 Abs. 4, Satz 1 Nr. 

2 oder Satz 2 BauNVO ist, dass im Gemeindegebiet noch mindestens ein Gewerbegebiet vorhanden 

ist, in dem keine Emissionsbeschränkungen gelten oder ein Teilgebiet mit Emissionskontingenten 

o.ä. besteht, die jegliche nach § 8 BauNVO gewerbliche Nutzung (Tag und Nacht) ermöglicht. Dies 

ist in vorliegenden Fall nach Angaben der Gemeinde Ilmmünster durch den rechtskräftigen 

Bebauungsplan Nr. 20 „Strassfeld II“ – 1. Änderung vom 02.02.2010 sichergestellt.  

Nach der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbüro Kottermair GmbH werden im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans für den Verkehrslärm die Orientierungswerte der DIN 18005 

und die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für ein Gewerbegebiet überschritten. Die 
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Überschreitungen durch den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärm müssen nach den 

Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbüro Kottermair GmbH durch 

aktive, bauliche- und/ oder passive Schallschutzmaßnahmen ausgeglichen werden. Diese 

Schallschutzmaßnahmen werden im Bebauungsplan auch festgesetzt. 

Hinsichtlich der Erschütterungsimmissionen sind keine unzulässigen Einwirkungen auf den 

Menschen im Gewerbegebiet zu erwarten. Zur Reduzierung des sekundären Luftschalls sind 

Minderungsmaßnahmen erforderlich, die in der Satzung näher definiert wurden. Die speziellen 

Dämpfungsmöglichkeiten und Berechnungen für das Plangebäude sollten vor Baubeginn mit einer 

Fachfirma erörtert werden. 

9. DENKMALSCHUTZ – Denkmäler 

Im Plangebiet befindet sich kein Boden-, Bau- oder Kunstdenkmal. Das nächstgelegene 

Bodendenkmal befindet sich nordöstlich im angrenzenden Wald in ca. 650 m Entfernung. 

Im Einzelnen handelt es sich um folgendes Bodendenkmal: 

Nummer  513904 

Verfahrensstand  Benehmen hergestellt, nachqualifiziert. 

Aktennummer  D-1-7535-0083 

Beschreibung  Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung 

 

Abb.: Auszug Bayern Atlas Thema „Denkmaldaten“ 

Die Belange des Denkmalschutzes werden durch das geplante Vorhaben nicht beeinträchtigt. 
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10. PLANUNGSSTATISTISCHE ZAHLEN 

Kenndaten der Planung in ca.-Angaben 

Gesamtfläche Geltungsbereich       ca. 12.510 m² 

Nettobauland 

Gesamtfläche Geltungsbereich                ca. 12.510 m² 

./. Private Grundstücksflächen zur Eingrünung des Baugebiets    - 3.248 m² 

./. Private Grundstücksflächen mit Zulässigkeit von Verkehrs- und Lagerflächen  - 1.536 m² 

Nettobauland                  ca. 7.726 m² 


